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1. Einleitung 

1.1. Zielsetzung 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), von Erhard 
als das "Grundgesetz der Wirtschaft"1 bezeichnet, sollte dazu beitragen, 
die ökonomischen Funktionen des Wettbewerbs zu stimulieren und 
gleichzeitig für die Aufrechterhaltung eines möglichst großen wirt-
schaftlichen Freiheitsbereiches als ökonomisches Gegenstück zur parla-
mentarischen Demokratie zu sorgen2• Im Mittelpunkt des Gesetzes 
stand das Verbot von Kartellen und wettbewerbsbeschränkenden Prak-
tiken. Dieses Prinzip bewährte sich im Laufe der Jahre. Die ebenfalls 
im Gesetz geregelte Kontrolle des Mißbrauchs wirtschaftlicher Macht 
durch marktbeherrschende Unternehmen blieb dagegen weitgehend 
unwirksam. Gar nicht vorgesehen war im Gesetz die Möglichkeit, das 
Entstehen wirtschaftlicher Macht durch Unternehmenszusammen-
schlüsse zu verhindern3• 

Diese Tatsache veranlaßte sowohl die Bundesregierung als auch die 
SPD-Fraktion, im Jahre 1964 dem Bundestag Änderungsvorschläge vor-
zulegen. Aus beiden Entwürfen entstand das Gesetz zur Änderung des 
GWB vom 15. 9. 19654• 

Die Novellierungsvorschläge des Wirtschaftsministeriums aus dem 
Jahre 1968, die hauptsächlich eine Neuregelung der materiellen Zulas-
sungsvoraussetzungen und der Zulassungsverfahren für vertikale 
Preisbindungen bei Markenwaren vorsahen, konnten nicht zur Regie-
rungsvorlage gemacht werden, da es im Kabinett zu Meinungsverschie-
denheiten in der Preisbindungsfrage gekommen war und das Ende der 
Legislaturperiode bevorstand5. 

Die Diskussion um eine Verschärfung des GWB wurde in den näch-
sten Jahren verstärkt fortgesetzt. In der 6. Legislaturperiode stand die 
Verabschiedung einer Neufassung des Kartellgesetzes mit dem Schwer-

1 Vgl. Kurzprotokoll der 183. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaftspoli-
tik des 1. Deutschen Bundestages vom 11. 2. 1953 - Anlage Amtl. Mat. zum 
GWB,S.2. 

2 Vgl. Günther, E.: Wettbewerbspolitik in einer freien Gesellschaft, in: 
WuW 1964, S. 117/18. 

3 Vgl. Kapitel 2. 
4 Vgl. Kapitel 3. 
5 Vgl. Kapitel 4. 
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punkt "Fusionskontrolle" kurz vor dem Abschluß; doch die Auflösung 
des Bundestages am 22. 9. 1972 ließ den Regierungsentwurf zunächst 
wieder in den Schubläden verschwinden6• 

Am 14.6.1973 verabschiedete der Bundestag endlich mit den Stim-
men der Opposition ein neues Kartellgesetz, das sowohl die Fusions-
kontrolle als auch die Aufhebung der Preisbindung vorsah7• 

In der vorliegenden Arbeit soll nun versucht werden, den Entste-
hungsprozeß der Kartellnovelle von 1973 wiederzugeben. 

Daher ist vorgesehen, 

- die Gründe für die Initiative des Wirtschaftsministeriums zu unter-
suchen8 und 

- die Reaktionen und Einflußmöglichkeiten auf die Initiative des 

Wirtschaftsministeriums aufzuzeigen, die ausgingen von 

- den Parteien und Fraktionen im Bundestag9, 

- den parlamentarischen Gremien (Bundestag und Bundesrat)1°, 
- dem Bundeskartellamtll, 

- denWirtschaftsverbänden12 und 
- den Gewerkschaften13• 

Um die Kritik an den Entwürfen besser verstehen zu können, ist es 
unerläßlich, 

- die Entwürfe im Einzelnen darzustellen14 und 
auf die grundsätzliche Haltung der Parteien und Interessenverbände 
zu Fragen der Wirtschafts- bzw. Wettbewerbspolitik einzugehen15• 

1.2. Abgrenzung 

Im Rahmen dieser Arbeit können nicht alle anstehenden Probleme 
behandelt werqen. Eine Abgrenzung ist daher notwendig. 

Den zeitlichen Rahmen dieser Arbeit bildet die Zeit von der ersten 
Novellierung 1965/66 bis zur Verabschiedung der Kartellnovelle am 
14.6.1973. 

6 Vgl. Kapitel 5. - 9. 
7 Vgl. Kapitel 10. - 11. 
B Vgl. Kapitel 4. und 5. 
9 Vgl. Kapitel 8. 
10 Vgl. Kapitel 9. und 11.1. 
11 Vgl. Kapitel 6. 
12 Vgl. Kapitel 7. - 7.1., 6.2., 12. - 12.6. und 12.8. 
13 Vgl. Kapitel 7.2. und 12.7. 
U Vgl. Kapitel 5. 
15 Vgl. Kapitel 8.1. - 8.4. 
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Die Auseinandersetzungen um das GWB in den fünfziger Jahren 
werden in einem kurzen Überblick dargelegt16• 

Inhaltlich orientiert sich diese Arbeit an den jeweiligen Schwerpunk-
ten der verschiedenen Novellen: 

- Mit dem Novellierungsentwurf von 1968 wurde versucht, die Preis-
bindung der zweiten Hand abzuschaffen. 

- Die Novellierungsvorschläge des Wirtschaftsministeriums von 1970 
sahen eine Reihe von Änderungen vor: 

1. Einführung einer vorbeugenden Fusionskontrolle von Unterneh-
menszusammenschlüssen (§ 24 bis 24 b); 

2. Verbesserung der Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen (§§ 22 und 26 Abs. 2); 

3. Erleichterungen der leistungssteigernden Kooperation kleiner 
und mittlerer Unternehmen (§ 5 b); 

4. Erweiterung der Mißbrauchsaufsicht über Ausschließlichkeits-
verträge (§ 18); 

5. Verbesserung des Boykottverbots (§ 26 Abs. 1); 

6. Einführung eines objektiven Feststellungsverfahrens (§ 37 a); 

7. Freistellung von Konditionsempfehlungen (§ 38 Abs. 2 Satz 3); 

8. Regelung der sofortigen Vollziehbarkeit kartellbehördlicher Ver-
fügungen (§ 63 a). 

In der 6. Legislaturperiode waren lediglich die Punkte 1 - 3 von 
Bedeutung. Die Darstellung der Auseinandersetzungen in dieser Zeit 
wird sich somit auf die drei folgenden Problembereiche konzentrieren: 

1. Einführung einer präventiven Fusionskontrolle; 

2. Verbesserung der Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Un-
ternehmen und 

3. Kooperationserleichterungen für kleine und mittlere Unternehmen. 

Diese drei Bereiche waren auch in der 7. Legislaturperiode von zen-
traler Bedeutung. Hinzu kamen aber jetzt noch Bestimmungen über: 

1. die Verschärfung der Mißbrauchsaufsicht über Preisempfehlungen 
für Markenwaren; 

2. das Verbot der Preisbindung der zweiten Hand und 

3. das Verbot der "abgestimmten Verhaltensweisen". 

18 Vgl. Kapitel 2. 


